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helfen, folgt, daß nur solche Kriterien zur Bemessung des 
Anspruchs herangezogen werden können, die den Umfang 
der im Einzelfall vorliegenden Beschränkungen und Beein­
trächtigungen bestimmen. Dabei ist entscheidend, inwiefern 
die Gesamtheit der Bemessungskriterien Rückschlüsse auf das 
gesamte Maß der den Geschädigten betreffenden Lebensbe­
einträchtigungen zuläßt.

Weiterhin erfordert die Objektivierung der Ausgleichsbe­
messung, subjektive Bemessungseinflüsse auf ein notwendiges 
Minimum zu begrenzen. Dieses Bestreben muß dort seine 
Grenze erfahren, wo das Ausmaß bestimmter Lebensbeein­
trächtigungen nicht anders als durch das zuerkennende 
Subjekt eingeschätzt werden kann.- Nicht alle individuellen- 
Lebensbeeinträchtigungen des Geschädigten sind im Einzel­
fall in ihrer Gesamtheit objektiv zu erfassen (man denke nur 
an das subjektive Schmerzempfinden). Die Heranziehung 
eines Bemessungskriteriums „Verletzungsschwere“, das selbst 
nicht Ausgleichsgegenstand ist, kann daher immer nur ein 
Teil einer weiter gehen den Prüfung ^Uer durch den Schaden 
beeinflußten Lebensumstände sein.

Wenn auch die Verletzungsschwere ein Indiz für das Maß 
an Lebensbeeinträchtigungen ist* 1 2 3 4 5 6 20, so gestattet doch ihre Fest­
stellung in der Regel nur eine Aussage für den Durchschnitts­
fall. Die im Einzelfall vorliegenden Beschränkungen und Be­
einträchtigungen hängen jedoch von weiteren konkreten 
Faktoren ab. So können sich z. B. Genesungsverläufe bei 
Menschen unterschiedlichen Alters und verschiedener körper­
licher Verfassung sehr differenziert gestalten; Schmerzen 
werden ebenfalls in Abhängigkeit davon unterschiedlich 
empfunden; körperliche Gebrechen und Funktionsverluste 
haben für den Geschädigten je nach Alter, Geschlecht und 
ausgeübtem Beruf verschiedene Konsequenzen für die weitere 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und das dadurch be­
einflußte psychische Wohlbefinden.

Es ist also der mitunter anzutreffenden Tendenz entgegen­
zutreten, die Prüfung im wesentlichen auf die Verletzungs­
schwere zu beschränken und damit ungerechtfertigt zu pau­
schalisieren. Vielmehr sind — und dazu zwingt der Wortlaut 
des § 338 Abs. 3 ZGB — alle zur Verfügung stehenden Mög­
lichkeiten einer objektiven Ermittlung der individuellen 
immateriellen Nachteile zu nutzen. Insofern spricht die Tat­
sache, daß Verletzungsschwere und Beeinträchtigungen des 
Wohlbefindens „Seiten eines zusammenhängenden Gesche­
hens“21 sind, nicht gegen die Notwendigkeit, die den Ausgleich 
beeinflussenden Konsequenzen einzeln zu analysieren, sie 
nachvollziehbar und kontrollierbar als Elemente eines 
Gesamtprozesses verminderter Lebensqualität auszuweisen.22 23

Kriterien zur Bemessung des Ausgleichsbetrags

Als Beitrag zur Diskussion schlagen wir eine objektivierende 
Ausgleichsbemessung unter Zugrundelegung folgender sechs 
Bemessungskriterien vor:

1. Dauer der Arbeitsunfähigkeit;
2. Dauer eines stationären Klinikaufenthalts;
3. Beschränkungen in der Teilnahme an organisierten 

Formen der gesellschaftlichen Tätigkeit sowie an Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen entsprechend den Verletzungs­
folgen ;

4. Beschränkungen in der individuellen Freizeitgestaltung 
(einschließlich Ehe und Familie) entsprechend den Verlet­
zungsfolgen ;

5. Dauer und Erheblichkeit vorübergehender Beeinträch­
tigungen des Wohlbefindens bis zu einem gewissen Abschluß 
auch der ambulanten Heilbehandlung;

6. verbleibende Beeinträchtigungen des Wohlbefindens 
nach einem gewissen Abschluß auch der ambulanten Heilbe­
handlung.

Dabei dienen die Kriterien 1 bis 4 der Erfassung und Be­
wertung der konkreten Beschränkungen in der Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben. Die Kriterien 5 und 6 kennzeichnen 
das jeweilige Maß an Beeinträchtigungen des Wohlbefindens.

Ausgegangen wurde von einem Ausgleichshöchstbetrag 
von 50 000 M. Jeweils die Hälfte dieses Betrags fiel auf den 
Ausgleich für Beschränkungen (Kriterien 1 bis 4) und auf 
den Ausgleich für Beeinträchtigungen (Kriterien 5 und 6).

Die Kriterien 1 und 2 können wegen ihrer objektiven Er- 
faßbarkeit direkt in einen Geldbetrag umgewandelt werden. 
So sollen pro Monat Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von 
12 Monaten je 200 M gezahlt werden, vom 13. bis 18. Monat 
je 300 M. Im Falle einer Invalidisierung ist der Teilausgleichs­
höchstbetrag 1 von 6 000 M zu zahlen. Beim 2. Kriterium soll 
der Geschädigte pro Monat eines stationären Klinikaufent­
halts 200 M erhalten, höchstens jedoch 7 000 M.

Den Teilausgleichshöchstbetrag 3 von 6 000 M erhält ein 
Geschädigter, der in organisierter gesellschaftlicher Tätigkeit 
aktiv war und nun wegen des Gesundheitsschadens seine ge­
samte gesellschaftliche Aktivität für die Dauer von 10 Jahren 
aufgeben muß. Liegen dagegen die Beschränkungen auf die­
sem Gebiet in geringerem Umfang oder nicht so lange vor, 
verringert sich der Teilhöchstbetrag. Ist z. B. eine Einschrän­
kung von 50 Prozent für die Dauer von 5 Jahren gegeben, so 
beträgt der Teilausgleichsbetrag 3 in diesem Fall 25 Prozent 
von 6 OO'O M. In gleicher Weise wird der Teilausgleichsbetrag
4 errechnet.

Der Höchstbetrag von 25 000 M für Beeinträchtigungen des 
Wohlbefindens wurde je zur Hälfte auf die Bemessungskri­
terien 5 und 6 aufgeteilt. Den Teilhöchstbetrag 5 von 12 500 M 
erhält jener Geschädigte, der 10 Jahre lang schwersten Be­
einträchtigungen seines Wohlbefindens ausgesetzt ist. Die Be­
rechnung des Teilausgleichsbetrags 5 erfolgt ebenso wie bei 
den Teilbeträgen 3 und 4. Mit dem Bemessungskriterium 6 
sollen dauernde oder nur äußerst langsam abklingende Be­
einträchtigungen nach Abschluß der Heilbehandlung erfaßt 
werden. Da es sich hier um Dauerschäden handelt, kann kein 
Zeitfaktor in Anschlag gebracht werden. Eine einmalige pro­
zentuale Einschätzung im Vergleich zu einem schwerstbeein- 
trächtigten Geschädigten ist in diesem Fall von einem Medi­
ziner vorzunehmen. Dabei wird der prozentuale dauernde 
Körperschaden des für die Errechnung des Teilausgleichsbe­
trags 6 zugrunde zu legenden Prozentsatzes die absolute Un­
tergrenze sein. Der jeweils vorliegende Prozentsatz von 
12 500 M ist zu errechnen.

Mit den vorstehenden Teilausgleichshöchstbeträgen ha­
ben wir uns am gegenwärtigen Stand der Entscheidungspra­
xis orientiert.

Unser Vorschlag sei an folgendem Beispiel demonstriert: 
Infolge eines Gesundheitsschadens wird der Geschädigte 

für acht Wochen arbeitsunfähig, davon sind drei Wochen sta­
tionärer Klinikaufenthalt. Für die Dauer von einem Jahr 
wird sowohl seine Teilnahme an organisierten Formen des 
gesellschaftlichen Lebens als auch seine individuelle Freizeit­
gestaltung im Umfang von jeweils 20 Prozent beschränkt. 
Vorübergehende Beeinträchtigungen des Wohlbefindens be­
standen für sechs Monate im Umfang von 30 Prozent, für wei­
tere sechs Monate im Umfang von 10 Prozent. Nach Abschluß 
der Heilbehandlung verbleibt eine dauernde Beeinträchtigung 
des Wohlbefindens von 5 Prozent.

Die sechs Teilausgleichsbeträge errechnen sich wie folgt:
1. 2 X 200 M = 400 M.
2. 3X 50 M = 150 M.
3. Ein Jahr entspricht 10 Prozent von 10 Jahren — 10 Pro­

zent von 6 000 M = 600 M, von 600 M sind 20 Prozent zu er­
rechnen = 120 M.

4. Wie unter 3. — 120 M.
5. Sechs Monate entsprechen 5 Prozent von 10 Jahren —

5 Prozent von 12 500 M = 625 M, von 625 M sind 30 Prozent 
zu errechnen == 187,50 M. Für weitere 6 Monate (= 625 M) 
sind 10 Prozent zu errechnen = 62,50 M.

Diese beiden Beträge sind zum Teilausgleichsbetrag 5 zu 
addieren = 250 M.

6. 5 Prozent von 12 500 M = 625 M.
Die Addition der so errechneten sechs Teilausgleichsbe­

träge ergibt in diesem Fall einen Gesamtausgleichsbetrag von 
1 665 M.23

Die hier vorgeschlagene objektivierende Bemessungsweise 
nach einer deduktiven Methode hat u. E. folgende Vorteile:
— Es werden Quantität und Qualität der Lebensbeeinträch­

tigungen berücksichtigt und soweit wie möglich objektiv 
erfaßt.

— Es werden nur Bemessungskriterien verwendet, die sich 
aus dem Wortlaut der Norm ergeben.

— Der Ausgleichsbetrag ist individualisierbar und gut be­
rechenbar (somit auch in programmierter Form durch 
Computer bearbeitungsfähig), wodurch die Einheitlichkeit 
der Rechtsanwendung ermöglicht wird.

20 Insofern unterscheidet sich unsere ln NJ 1987, Heft 3, S. 112, dar­
gelegte Auffassung nicht von der Meinung W. HurlbeCks (a. a. O-,
S. 26).

21 W. HurlbeCk, a. a. O., S. 26.
22 Die Strafzumessung im Strafverfahren stellt lm übrigen ein ana­

loges Bemessungsproblem dar. Auch hier erfordert die Wahrung 
der Grundsätze der sozialistischen Gerechtigkeit, alle in § 61 Abs. 2 
StGB enthaltenen Strafzumessungskriterien zu berücksichtigen. 
Das kann jedoch nur so geschehen, daß jedes einzelne Kriterium 
gedanklich isoliert und der Einzelfall daraufhin überprüft wird. 
Erst dann ist unter Berücksichtigung aller Umstände die Fest­
setzung der strafe möglich.

23 Zu einzelnen Bemessungsmodalitäten (z. B. bei Schonarbeit und 
notwendigen Folgeoperationen sowie bei nicht im Arbeitsprozeß 
stehenden Geschädigten) vgl. U. Wedekind, a. a. О., S. S7 ff.


